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Österreich ist in einer Rezession, das Bruttoinlandsprodukt ist im zweiten Quartal gesunken. Diese
Zahlen für April bis Juni bestätigen, was wir uns wegen der großen Firmenpleiten denken konnten.
Bei kika/Leiner, Salamander, Delka, Forstinger, Yves Rocher und Christof Industries und anderen
Pleiten sind in nur einem halben Jahr 9.000 Menschen arbeitslos geworden.

Insgesamt hat sich der Trend bei der Arbeitslosigkeit wieder in die roten Zahlen gedreht. Zum
ersten Mal seit dem Coronajahr 2020 steigt sie wieder. Gleichzeitig fällt wegen der Teuerung und
Reallohnverluste das Einkommen der Menschen, die noch einen Job haben.

Mit dieser Krise war leider zu rechnen. Schon 2019 waren alle Anzeichen für Negativwachstum und
Firmenpleiten da. Tatsächlich gab es schon vor dem Ausbruch der Pandemie eine abgegrenzte, aber
erhebliche Krise auf den Energiemärkten. Die Rezession damals wurde aber von den Lockdowns
„überdeckt“, ihre Folgen wurden durch die staatlichen Hilfsmaßnahmen und die plötzliche
Nachfrage nach Masken, Tests und Impfungen ausgeglichen. Die dahinter liegende Krisendynamik
ist aber nur verschleppt worden und fällt uns jetzt doppelt auf den Kopf.

In den politisch-ökonomischen Perspektiven des Arbeiter*innenstandpunkt für 2023 haben wir diese
Entwicklung ausführlicher analysiert. „2023 wird die österreichische und europäische Wirtschaft in
eine Rezession bei gleichzeitigen hohen Inflationsraten eintreten. Das ist die logische Folge aus
schon länger fallenden Industrieprofitraten und der gestiegenen Unsicherheit in Produktion und
Kapitalverwertung. […] Der Wirtschaftsabschwung 2023 hat denselben Hintergrund wie die
Hochinflation 2022. Die Profitrate, also das Verhältnis von Profit zur Gesamtinvestition in
Maschinen, Arbeitskraft, Miete usw. in der Industrie geht bereits seit Jahren zurück, was 2020 schon
vor der Coronapandemie zu einem beginnenden Abschwung geführt hat.“

Diese Einschätzung hat die Statistik Austria jetzt mit konkreten Zahlen untermauert. Tatsächlich
wurde schon die Quartalsstatistik im März so kommentiert, dass Österreich „haarscharf an der
Rezession vorbeischrammt“. Die Verluste in Industrie und Bau wurden noch durch den Tourismus
ausgeglichen, das war aber mehr ein Aufholen der Lockdowns als echtes Wachstum.

Jetzt erleben wir eine Industrierezession bei gleichzeitig hoher Inflation. Das belastet vor allem die
Arbeiter:innen und Erwerbslosen, aber der Druck wird auch die Rezessionsdynamik auf der
Kapitalseite befeuern. Viele kleine und größere Firmen haben unprofitables Wirtschaften und
Überakkumulation (also Investitionen, die sich eigentlich gar nicht auszahlen) durch die staatlichen
Coronahilfen ausgeglichen, es gibt eine Blase bei den Firmenanlagen, die jetzt platzt.

Die Rezession wird aber in eine echte Krise umschlagen, wenn auch der Finanzbereich wackelt.
Damit müssen wir aus zwei Gründen rechnen. Erstens bedeuten Insolvenzen auch Zahlungsausfälle,
woraufhin Banken weniger Kredite vergeben, und wieder weniger Firmen ihre
Zahlungsschwierigkeiten auf Pump überbrücken können. Zweitens braut sich auch auf den
internationalen Finanzmärkten etwas zusammen. Die chinesische Immobilienwirtschaft ist
überschuldet, der weltweit am meisten verschuldete Konzern Evergrande hat schon Gläubigerschutz
beantragt. Die Aktienkurse sinken schon seit 2022, alleine nach der Pleite der Silicon Valley Bank
war der Börsenwert des weltweiten Bankensystems um 16 % gefallen. Dazu kommt ein spezifisch
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österreichisches Problem: Die heimischen Banken sind in Russland, Ost- und Zentraleuropa
„überexponiert“, sie haben mehr Kredite vergeben, als sie an Ausfällen verkraften können.

Krise bedeutet im Kapitalismus immer Verteilungskampf. Als erstes müssen wir damit rechnen, dass
die Industrie probiert, uns in den Kollektivvertragsverhandlungen über den Tisch zu ziehen, die
Reallohnverluste des letzten Jahres nicht ausgleichen will. Es ist gut, dass die Gewerkschaftsspitze
das schon jetzt zurückweist (Reinhold Binder von der PRO-GE: „Lohnraub kann nicht die Lösung
sein!“ PRO-GE: Produktionsgewerkschaft für z. B. den Metallbereich). Die Versuchung zu einem
faulen Kompromiss wird aber größer, wenn der Druck in den Medien und aus der Politik stärker
wird, da können nur streikbereite Kolleg:innen und spürbare Solidarität aus der Linken
entgegenwirken.

Es werden sich die Lösungsvorschläge von der Kapitalseite und der Sozialdemokratie
gegenüberstehen. Die Industrie will schnell die schwächsten Kapitale loswerden und Verluste für die
Besitzer:innen vom Staat bezahlen lassen, damit es wieder Raum zum Wachsen gibt. Für die
Arbeiter:innen bedeutet das Massenentlassungen, anschließend wird es konservativen Druck für
Sparpakete und Abbau von Arbeitsrechten geben. Das ist kein ökonomisches Gesetz, sondern ein
politisches Programm, das auch politisch besiegt werden kann.

Auch die sozialdemokratische Standardantwort ist keine Perspektive für die Arbeiter:innen. Weil sie
davon ausgeht, dass die Krise von fehlender Konsum- und Investitionsnachfrage kommt, will sie die
durch Subventionen und Kurzarbeit wieder ankurbeln. Das hilft zwar, die Krisenfolgen zu lindern
oder zumindest auf einen längeren Zeitraum aufzuteilen, an der grundlegenden Dynamik ändert sie
aber nichts: Die Krise entsteht auf der Kapitalseite, weil im Wettbewerbsdruck soviel investiert wird,
dass prozentual weniger Profit rausschaut. Dementsprechend wird auch der Druck der Kapitalseite
nicht geringer, diese „Überakkumulation“ durch Arbeitsplatzabbau und „Marktbereinigung“ zu
lösen.

Wenn man die beiden Seiten einfach gewähren lässt, kommt die übliche Dynamik heraus: erst
Massenarbeitslosigkeit, dann Staatshilfen, dann Sparpakete und Sozialabbau. Das haben wir schon
nach 2008 gesehen, wo die Krise zu einer Umverteilungsmaschine von unten nach oben geworden
ist.

Die Alternative ist ein kämpferischer Zugang zur politischen Ökonomie, ein Kampf um politische
Antworten und ökonomische Sicherheit. Kündigungsverbot in der Krise, Enteignung von
Unternehmen, die Arbeitsplätze abbauen, Steuern auf Vermögen und Krisenprofite,
Reallohnerhöhungen im Kollektivvertrag und ein Rechtsanspruch auf soziale Sicherheit für
Erwerbslose und Sorgearbeiter:innen. Dieses offensive Programm kann nicht erst „nach der
Revolution“ funktionieren, sondern ist die konkrete Antwort auf die Krise des Kapitalismus jetzt.

Eine große Gefahr wird die Antwort der Rechten darstellen. Die nutzen Krisendynamiken, um ihre
Kernideologie als Scheinlösung anzubieten, und werden auf Rassismus, Sexismus und
Queerfeindlichkeit setzen. Die Choreographie von Kickl in der Coronapandemie kann man da als
Blaupause nehmen. Die FPÖ wird eine Verschwörung der Eliten wittern (aber nicht von ihren
Sponsor:innen bei den Konzernen), um dann gegen Migrant:innen, Feminist:innen und eine
angebliche queere Verschwörung zu hetzen. Auch darauf braucht es eine konkrete Antwort der
Linken und Arbeiter:innen: Wir lassen uns nicht spalten und wir geben Rechten keine Möglichkeit,
sich aufzuspielen.

Warum erst jetzt?

Marxist:innen wollen Krisen oft auf den Tag genau vorhersagen, und deshalb schaffen wir es oft, von



drei Krisen zehn anzukündigen. Wir vom Arbeiter*innenstandpunkt waren uns zum Beispiel Ende
letzten Jahres nicht sicher, ob Österreich Anfang oder Ende 2023 in die Rezession schlittert, jetzt
haben wir uns in der Mitte getroffen. Aber der Wirtschaftseinbruch hat sich nicht erst seit 2022
angekündigt. Der kapitalistische Wettbewerb führt zu regelmäßigen Krisen, weil durch massive
Investitionen die Grundlagen der Wertschöpfung ausgehöhlt werden: menschliche Arbeit und unsere
natürliche Umwelt. Dieser innere Widerspruch führt zu regelmäßigen Einbrüchen, zuletzt 2008,
davor die Dotcom-Blase der 2000er, die Ostasien- und Russlandkrise 1997 und so weiter.

Diesen Frühsommer haben die Nationalbank und das Wirtschaftsforschungsinstitut noch davon
gesprochen, dass Österreich dem Abschwung „technisch gesehen“ entkommen wäre. Die
Konjunkturabteilung der Nationalbank schrieb damals „Österreich schrammt haarscharf an einer
technischen Rezession vorbei“, redete aber davon, dass die Lage sich im zweiten Halbjahr wieder
verbessern würde. Schon damals waren die wichtigen Branchen Industrie und Bau geschrumpft, der
Zweckoptimismus kam vor allem vom Wachstum im Tourismus.

Das „Wachstum“ in Beherbergung und Gastronomie ist aber eigentlich ein Nachholeffekt gegenüber
den letzten Jahren (Statistiker:innen nennen das Basiseffekt), ein Aufholen des tiefen Einbruchs in
den Coronawellen. Es gibt aber immer noch um 5 % weniger Übernachtungen und 3.000
Beschäftigte weniger als vor der Pandemie. Aber auch der Außenhandel war im Jänner und Februar
2023 nochmal umsatzstärker als in den Vorjahren, die Auslandsnachfrage konnte in der Industrie
einen noch stärkeren Absturz verhindern.

Es ist nicht unüblich, dass in Tourismus und Handel die Krise später ankommt. Die stabilisierende
Wirkung dieser Bereiche ist aber vergleichsweise gering, dort werden niedrigere
Durchschnittslöhne gezahlt und saisonale Beschäftigung ist weit verbreitet. Entlassungen im
Industriebereich führen zu größeren Einkommensverlusten (weil davor mehr da war) und auch zu
einem größeren Einbruch der Konsumnachfrage. Das trifft dann wieder Handel und
Konsument:innendienstleistungen, zum Beispiel Friseur:innen, aber eben verzögert.

Der Grund für die beginnende Rezession ist aber nicht ein Einbruch der Konsument:innennachfrage.
Sie hat in der Produktion, bei den Kapitalist:innen, und bei den internationalen Beziehungen
begonnen. Politik, die jetzt versucht, kurzfristig Konsumausgaben zu stabilisieren, und
Firmeninvestitionen subventioniert, kann die Krise kurzzeitig dämpfen. Sie ändert aber nichts an
ihren Ursachen und auch nicht an den Vorstößen des Kapitals: Lohnkürzungen, Sozialabbau und
Vernichtung von Arbeitsplätzen bei weniger konkurrenzfähigen Firmen. Diese Dynamik kann nur
politisch abgewehrt werden, die Bürgerlichen lassen sich nicht durch „besser durchdachte“
Vorschläge davon abbringen.

Was noch dazu kommt: Finanzkriseleien

Es schaut im Moment auch so aus, als ob es zu einer internationalen Bankenkrise kommt. Vor allem
in China hat sich eine riesige Blase an Immobilienkrediten aufgebaut. Das Platzen der
Immobilienblase in den USA 2007 war ja auch der Startschuss für die globale Finanzkrise gewesen.
Wenn etwas Vergleichbares noch einmal passiert, wird sich die schon begonnene Wirtschaftskrise
jedenfalls verschärfen.

Dazu kommt, dass das Wirtschaftswachstum in China nach 2008 die globale Wirtschaft als
„internationaler Wachstumsmotor“ teilweise stabilisieren konnte. Das geht sich natürlich nicht aus,
wenn die größte Volkswirtschaft der Welt selber strauchelt.

Wir haben in den politisch-ökonomischen Perspektiven des Arbeiter*innenstandpunkt für 2023
geschrieben: „Egal ob die Krise vom Finanzsektor ausgeht oder der Finanzsektor als Multiplikator



dahinter liegender Krisendynamiken funktioniert, wird mit der Rezession ab 2023 auch eine
Finanzkrise einhergehen. Die Banken werden keinesfalls stabilisierend wirken können, sondern im
Gegenteil die Geschwindigkeit der Krisenentwicklung weiter anheizen.“ Man kann im Vorhinein
immer schwer abschätzen, ob die Krise zuerst bei den Finanzmärkten oder Konzernen sichtbar wird.
Die dahinter liegende Dynamik ist aber dieselbe: Sinkende Unternehmensprofite führen zur
Blasenbildung und gleichzeitigen Kreditausfällen im Bankensektor; der Einbruch im Finanzsektor
verstärkt dann noch einmal die Krise.

Der Einbruch 2023 wurde jetzt zuerst bei Konzernpleiten und negativem Industriewachstum
sichtbar. Das bedeutet aber auch, dass der verschärfende Effekt des Bankensektors noch aussteht.

Politische Antworten und politische Ökonomie

Krisen sind hochpolitische Momente. Es ist für die Arbeiter:innenbewegung zentral, sich in diesen
Momenten gegen die Antworten der Herrschenden zu organisieren. Das Verständnis der
Krisendynamik bestimmt auch den politischen Kurs: Die nachfrageseitige Erklärung der
Keynesianer:innen (es kommt zur Krise, weil Menschen über zu wenig Einkommen verfügen, um zu
konsumieren) führt zu sozialdemokratischen Vorschlägen (Kurzarbeit und
Unternehmenssubventionen). Die federn zwar das Schlimmste ab, setzen aber den danach
kommenden Angriffen der Bürgerlichen nichts entgegen. Damit können sich Revolutionär:innen, die
Linke und die Arbeiter:innenbewegung nicht begnügen.

Die Antwort der Neoliberalen ist noch unattraktiver. Um kapitalistische Krisen zu lösen, aber
gleichzeitig den Kapitalismus zu stärken, setzt das Kapital auf eine Radikalkur. Die unprofitabelsten
Firmen werden vom Markt verdrängt, die schwächsten Kapitale zerstört. Das nennen Konservative
die „reinigende Wirkung der Krise“, dadurch wird wieder Wachstumspotential frei. Ganz auf den
Staat verzichten die Marktfetischist:innen aber auch nicht: Verluste für Unternehmensbesitzer:innen
und Banken sollen durch Regierungshilfen verhindert werden: Krise für uns, Sozialstaat für sie,
sozusagen.

Die Zerstörung von Kapital bedeutet Massenentlassungen, Einkommenseinbruch für Arbeiter:innen
und schlechtere Gehälter, wenn man überhaupt wieder einen Job findet. Außerdem nutzen
Konservative die Krise auch für politische Angriffe wie Sozialabbau und Abbau von Arbeitsrechten,
die langfristig die Lage der Arbeiter:innen verschlechtern, aber die Unternehmensprofite
hochtreiben.

Die Entlassungen werden uns zuerst einmal als bedauernswertes Ergebnis von anonymen
Marktkräften präsentiert, die offiziell-politischen Vorstöße zum Sparen kommen oft erst später. Aber
tatsächlich sind das nur zwei Seiten derselben politischen Medaille. Die Kapitalist:innen und ihre
Parteien wälzen die Krisenkosten auf die Arbeiter:innen ab. Die Arbeiter:innenbewegung und die
Linke kann auch beide gleichzeitig bekämpfen.

Wir dürfen auf keinen Fall auf die Rhetorik von anonymen Marktkräften und wirtschaftlichen
Gesetzen, die leider so sind, hereinfallen. Stattdessen sagen wir klar: Wir können und wollen
demokratisch entscheiden, wie produziert, verteilt und beschäftigt wird. Die Krise zeigt, dass der
Markt das schlecht und, wenn überhaupt, dann im Interesse von einigen wenigen Kapitalist:innen
regelt. Wir fordern politische Lösungen für das, was wir ja bewusst politische Ökonomie nennen:
Entlassungsverbote und Enteignung von Unternehmen, die glauben, dass es ohne Arbeitsplatzabbau
nicht geht, ein Arbeitslosengeld mit einer Nettoersatzrate von 100 % auf Kosten einer Reichensteuer
und ganz bestimmt keine Geschenke an Konzerne und Banken.

Damit warten wir auch nicht darauf, bis der Markt durch eine demokratisch geplante Wirtschaft



ersetzt wird. Der politische Klassenkampf auf der ökonomischen Bühne wird von der Kapitalseite
jeden Tag geführt, die Arbeiter:innenbewegung muss ihn genauso tagtäglich beantworten. Dass die
Gewerkschaftsspitzen schon jetzt sagen, Lohnraub kann nicht die Lösung sein, ist ein guter Ansatz.
Wieviel davon aber Rhetorik bleibt und wieviel auch in reale Arbeitskämpfe und Erfolge umgesetzt
wird, werden wir noch sehen. Druck von der Basis ist auf jeden Fall notwendig, damit die
Gewerkschaftsspitzen nicht wieder sofort einknicken und so wie im letzten Jahr massive
Reallohnverluste ausverhandeln.

Wir wissen ja jetzt, was an Rezession und politischen Angriffen auf uns zukommt. Am besten ist es,
schon jetzt zu sagen „Wir sind streikbereit“, damit Verhandler:innen und Gewerkschaftsspitzen gar
nicht in Versuchung geraten, sich auf faule Kompromisse einzulassen. Dafür müssen wir uns aber im
Betrieb organisieren, von den Betriebsrät:innen einfordern, dass Versammlungen organisiert
werden und andernfalls selber die Kolleg:innen einladen. Wenn einem/r das erst einfällt, wenn die
Betriebsrät:innenkonferenz schon angekündigt ist, ist es zu spät.

Dieser Widerstand, an der konkreten Frage aufgehängt, ist auch der Ausgangspunkt für die
Veränderung in den Gewerkschaften, die wir dringend brauchen. Statt Entscheidungen in den
Händen von einigen gut bezahlten und auf Sozialpartner:innenschaft getrimmten Funktionär:innen
wollen wir hin zu selbstorganisierten Kampforganisationen, die nichts außer den Interessen der
Arbeiter:innen im Blick haben. Das ist solch eine radikale Änderung, dass man sie nicht anders als
eine „Revolutionierung der Gewerkschaften“ nennen kann.

Linke Betriebsgruppen und antibürokratische Oppositione sind in Österreich leider schwach und
wenige. Es ist natürlich wichtig, genau jetzt welche aufzubauen und sich abzusprechen. Aber
gleichzeitig können wir auch Druck auf der Straße erzeugen, durch aktive Unterstützung von
Warnstreiks, Teilnahme an Gewerkschaftsdemonstrationen und eigenen Protesten wo wir den ewig
alten Standardspruch der Linken noch einmal wiederholen: „Wir zahlen nicht für diese Krise“.


